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GUTE BETEILIGUNG – KLARE ENTSCHEIDUNG
Mitgliederbefragung zur Besetzung des Landesvorsitzes der SPD im Land Bremen

Auf einer Pressekonferenz hat Landesgeschäftsführer Roland Pahl (Mitte) das Ergebnis der Mitgliederbefragung im Treffpunkt KWADRAT verkündet: Sascha Karolin Aulepp (rechts)  
erhielt 1.327 Stimmen und Mustafa Güngör (links) 591 Stimmen. 

S
ascha Karolin Aulepp ist die desi-

gnierte Vorsitzende der SPD im 

Land Bremen. Doch der Reihe 

nach: Bereits im September 2015 hatte 

Dieter Reinken angekündigt, im Frühjahr 

2016 bei den Organisationswahlen nicht 

mehr für das Amt des Landesvorsitzen-

den kandidieren zu wollen. Das Vorha-

ben, eine Mitgliederbefragung zur Beset-

zung des Landesvorsitzes durchzuführen, 

selbstverständlich unter der Bedingung, 

dass es mehr als eine Bewerbung gibt, 

hatte der Landesvorstand auch bereits im 

vergangenen Jahr angekündigt. Als klar 

war, diese Bedingung wird erfüllt sein, 

beschloss der Landesvorstand am 15. Ja-

nuar 2016 die Richtlinie zur Durchfüh-

rung des Mitgliedervotums. Mit Sascha 

Karolin Aulepp aus dem Ortsverein Alt-

stadt-Mitte und Mustafa Güngör aus 

dem Ortsverein Osterholz gingen dann 

zwei Bremer Bürgerschaftsabgeordnete 

ins Rennen. Sie stellten sich und ihre Vor-

haben in einer Reihe von den Unterbezir-

ken organisierten Veranstaltungen vor. 

Die Mitgliederbefragung wurde als reine 

Briefwahl durchgeführt. Bis zum Ablauf 

des 15. Aprils mussten die Voten im für 

die Mitgliederbefragung eingerichteten 

Postfach eingegangen sein. Am Samstag, 

16. April 2016 war es dann endlich so-

weit: Im Treffpunkt KWADRAT in der 

Bremer Neustadt fand die parteiöffent-

liche Auszählung der abgegebenen Stim-

men statt.

Pünktlich um 8:00 Uhr lieferte die 

Post alle Wahlbriefe zur Auszählung an. 

Die Mandatsprüfungs- und Zählkommis-

sion (MPZK) bestehend aus zwölf ehren-

amtlichen Genossinnen und Genossen 

aus dem Landesvorstand und den drei 

Unterbezirken, unterstützt von den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter des Lan-

desbüros machten sich umgehend an die 

Arbeit – bereits nach etwas mehr als vier 

Stunden war auch der letzte Stimmzettel 

gezählt und das Ergebnis stand fest.

2.048 der 4.283 stimmberechtigten 

Genossinnen und Genossen im Land Bre-

men haben ihre Wahlunterlagen voll-

ständig zurückgeschickt und konnten bei 

der eigentlichen Auszählung berücksich-

tigt werden. Hinzu kamen leider 313 un-

vollständige Wahlunterlagen – eine 

 Gesamtbeteiligung von insgesamt 55,1 

Prozent. Für die politische Verbindlich-

keit war ein Beteiligungsquorum von 20 

Prozent gesetzt, dieses konnte somit klar 

erreicht werden. 

Sascha Karolin Aulepp erhielt 1.327 

(65,18 Prozent) der abgegebenen gülti-

gen Stimmen, 591 Stimmen (29,02 Pro-

zent) entfielen auf Mustafa Güngör. 118 

Mitglieder (5,8 Prozent), enthielten sich 

der Stimme, 12 Stimmzettel waren un-

gültig. Damit ist Sascha Karolin Aulepp 

der Wahlvorschlag des Landesvorstandes 

für die Wahl der/des Landesvorsitzenden 

auf dem am 30. April 2016 stattfinden-

den Landesparteitag. 

Danke Mustafa! Herzlichen Glück-

wunsch Sascha! Es war ein fairer Wett-

bewerb. Gewinner ist auch unsere Par-

tei – die Bremer SPD ist eine lebendige 

Partei! ■
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I
m Jahr 2008 wurde der Bremer Bil-

dungskonsens von SPD, Grünen und 

CDU unterzeichnet. Ziel war es, die 

Debatte über Schulstrukturen zu been-

den und eine verlässliche Grundlage für 

das Schulsystem zu schaffen. Das ist ge-

lungen. Nun haben alle Fraktionen der 

Bürgerschaft einen Antrag beschlossen, 

der eine Überprüfung der damaligen 

Schulreform und eine Weiterentwick-

lung des Bildungskonsenses zum Ziel hat.  

 

Etwas mehr als acht Jahre ist er mittler-

weile alt: der Bremer Bildungskonsens, der 

die Grundlage für die Schulreform lieferte. 

„Dieser historische Kompromiss hat bun-

desweit Nachahmer gefunden und gibt 

vor allem den Eltern, den Schülerinnen 

und Schülern aber auch den Lehrkräften 

Planungssicherheit”, lobt der bildungspo-

litische Sprecher der SPD-Bürgerschafts-

fraktion, Mustafa Güngör, die seinerzeit 

erzielte Einigung und ihre Folgen. „Die 

Schulen haben damit Zeit sich zu entwi-

ckeln, und diese Zeit brauchen sie auch.”  

 

Vereinbart hatten SPD, Grüne und CDU sei-

nerzeit auch, dass es nach acht Jahren eine 

Überprüfung der Inhalte des Konsenses ge-

ben soll. Und diese Evaluation wird nun an-

gegangen: In einem gemeinsamen Antrag 

von SPD, Grünen, CDU, Linken und FDP sind 

dazu die Schwerpunkte für die Überprüfung 

benannt. Externe Experten sollen bewerten, 

ob die Verbesserungen, die man sich erhofft 

hatte, auch tatsächlich eingetreten sind. 

»  
Die Schulen haben dank des 
Konsens Zeit sich zu entwickeln 
– und diese Zeit brauchen sie 
auch. «

Güngör betonte, das Ziel für die Weiter-

entwicklung des Schulsystems bleibe da-

mals wie heute, die Qualität von Schule 

und Unterricht zu erhöhen und die Her-

kunft vom Bildungserfolg zu entkoppeln. 

„Es geht konkret um die Steigerung der 

Bildungsbeteiligung aller Kinder, der Ver-

besserung der Durchlässigkeit und der 

Anschlussfähigkeit des Schulangebotes 

sowie um die Reduzierung der Quoten 

von Wiederholern, Abbrechern und Schul-

verweigerern”, nennt er die Zielrichtung.  

 

Güngör zeigte sich daher auch überzeugt, 

dass man mit der Schulreform, die als Fol-

ge des Bildungskonsens umgesetzt wer-

VERLÄSSLICHKEIT FÜR SCHULEN ERHALTEN

den konnte und in deren Zuge in Bremen 

flächendeckend ein zweigliedriges Schul-

system aus Oberschulen und Gymnasien 

eingeführt hatte, in die richtige Richtung 

gegangen ist. „In der Vergangenheit war 

das Schulsystem ,Weltmeister' im Sortieren 

der Kinder”, sagte er, „falsche Weichenstel-

lungen haben Biografien negativ beein-

flusst und Bildungserfolge erschwert. Da-

rauf haben wir reagiert. Und es war richtig, 

allen Schülerinnen und Schülern gemein-

samen Unterricht zu ermöglichen – trotz der 

Probleme, die wir an einigen Stellen haben.”  

 

In der nun auf den Weg gebrachten ex-

ternen Überprüfung sieht der Sozialde-

mokrat eine echte Chance auch neue He-

rausforderungen anzugehen: „Wir müssen 

auf die Realität reagieren: Die Institution 

Schule hat sich in den vergangenen Jah-

ren stark verändert und ist 2016 nicht 

mehr die selbe wie 2008”, so Güngör.  

 

Die Ergebnisse der Bewertung sollten dann 

mit einer Agenda den politischen Parteien 

den Start in den erneute Konsensverhand-

lungen ermöglichen, sagt Güngör. „Es ist bis 

dahin noch ein weiter Weg, aber ich hoffe 

wir schaffen das”, erklärt er und betonte: 

„Die SPD hat ein großes Interesse daran, 

den Schulfrieden fortzusetzen.” Dass sich 

alle Fraktionen der Bürgerschaft hinter dem 

Antrag versammeln konnten, wertete er da-

bei als Signal.  „Das ist ein gutes Zeichen, für 

die Weiterentwicklung unseres Bildungs-

systems.”

Bürgerschaft bringt auf Initiative der SPD-Fraktion externe Überprüfung des Bildungskonsens auf den Weg

 Mustafa Güngör, bildungspolitsicher Sprecher

DER BILDUNGSKONSENS
 
Der „Bremer Konsens zur 
Schulentwicklung” wurde im 
Jahr 2008 von SPD, Grünen 
und CDU unterzeichnet. 
Er bildete  die Basis für die 
Schulreform im Jahr 2009 
und hatte vor allem ein Ziel: 
Strukturdebatten sollten in 
den kommenden zehn Jahren 
nicht mehr geführt werden. 
Die Schulen erhalten Ruhe 
und Verlässlichkeit, um sich 
entwickeln zu können.  
 
So ist im Konsens der Weg zu 
einem einheitlichen, zweiglie-
derigen allgemeinbildenden 
Schulsystem festgehalten. Die  
acht bestehenden, durchgän-
gigen Gymnasien erhielten 
eine Bestandsgarantie, alle 
anderen Schulen wandelten 
sich zu Oberschulen.  
 
Der Konsens gilt zehn Jahre. 
Nach acht Jahren ist eine 
Bilanzierung des Erreichten 
verabredet. Diese Bilanz wird 
nun mit dem Auftrag zur ex-
ternen Evalutation in Angriff 
genommen. Dabei haben sich 
die Fraktionen der Bürger-
schaft auf Schwerpunkte 
geeinigt, die insbesondere 
betrachtet werden sollen, um 
dann die Grundlage für neue 
Verhandlungen zu liefern. 

Den vollständigen Antrags-
text gibt es unter:  

http://tiny.cc/schulkonsens

NEUE WEGE IM UMGANG MIT CANNABIS 

I
n Deutschland ist der Besitz von Cannabis 

strafbar – und dennoch gesellschaftliche 

Realität: Jeder dritte Erwachsene hat Er-

fahrung mit der Droge gemacht. Allein das 

macht deutlich: Das Verbot von Cannabis ist 

wirkungslos, hat aber auf der anderen Seite 

für die Konsumenten erhebliche negative 

Folgen. Sie werden als Kriminelle gebrand-

markt es drohen Anklagen und Gefängnis-

strafen – und durch die Angewiesenheit auf 

Dealer entsteht nicht selten der Kontakt zu 

kriminellen Millieus und härteren Drogen.

Die rot-grüne Koalition will daher neue We-

ge gehen und macht sich – unter Beachtung 

eines strengen Jugendschutzes – für Modell-

versuche zur kontrollierten Abgabe von Can-

nabis sowie für die Entkriminalisierung der 

Nutzer stark. Mit dieser Forderung steht Bre-

men keineswegs allein: Neben einem Bünd-

nis von mehr als 120 Strafrechtsprofessoren 

hat beispielsweise auch  der Bund Deutscher 

Kriminalbeamter (BDK) bereits Stellung 

bezogen und plädiert für eine Entkrimina-

lisierung von Haschisch und Marihuana.  

 

„Die größte Nebenwirkung von Cannabis 

erzeugt gegenwärtig nicht die Droge selbst, 

sondern die repressive Drogenpolitik”, sagt 

die gesundheitspolitische Sprecherin der 

SPD-Fraktion, Steffi Dehne, und ergänzt: 

„Die absolut überwiegende Zahl der Canna-

biskonsumenten lebt ein normales Leben." 

Klar sei: Menschen mit problematischem 

Drogenkonsum brauchen Hilfe. Aber die 

bisherige Strafverfolgung habe auch für sie 

nur negative Folgen. Dehne: „Heute ist es so, 

dass Menschen, die durchs Kiffen in Schwie-

rigkeiten geraten, die entsprechenden Hilfs-

angebote oft nicht nutzen - weil sie Angs 

haben, dann als 'kriminell' zu gelten.” 

Ein Ziel der rot-grünen Intiative ist es da-

her,  den Besitz von Cannabis zum Eigen-

gebrauch nicht mehr strafrechtlich zu 

verfolgen und auch den Eigenanbau von 

Cannabis-Pflanzen zum Eigenbedarf zu 

gestatten – wenn Kinder keinen Zugang 

dazu haben. Dies sei nicht nur im Sinne der 

Konsumenten, sondern  führe zudem zu ei-

ner erheblichen Entlastung der Justiz, sagt 

Dehne: „Wir wollen nicht, dass dutzende 

Polizistinnen und Polizisten sowie Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter der Justiz kiffende 

Menschen strafverfolgen. Sie sollen sich auf 

Dealer konzentrieren können“, so Dehne.  

Rot-Grün bringt Initiative zur Entkriminalisierung und kontrollierten Abgabe auf den Weg

 Steffi Dehne, gesundheitspolitische Sprecherin.

 „Spielräume nutzen für neue 
Wege in der Cannabispolitik”: 
Die Fraktionen von SPD und 
Grünen bringen eine Initiative 
zur Entkriminalisierung von 
Konsumenten und zur kont-
rollierte Cannabis Abgabe auf 
den Weg.  
 
Der Antrag findet sich hier:  
http://tiny.cc/hbcannabis

INFO:


